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Kleine Anfrage 8301 
 
des Abgeordneten Dr. Werner Pfeil   FDP 
 
 

Hat sich Minister Liminski im PUA V selbst eingeladen? 
 
 
In der 36. Sitzung des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses V („Terroranschlag vom 
23.08.2024“) am 23. und in der Nacht auf den 24. Juni 2026 wurden Ministerpräsident Hendrik 
Wüst, die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie Mona Neubaur und der 
Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der 
Staatskanzlei Nathanael Liminski als Zeugen vernommen. 
 
Abweichend von der üblichen parlamentarischen Praxis und den vorherigen interfraktionellen 
Vereinbarungen zwischen den Fraktionen von CDU, SPD, GRÜNEN und FDP bezüglich der 
Zeugenreihung im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss V hatten die 
Koalitionsfraktionen von CDU und GRÜNEN in der vorherigen, kurzfristig anberaumten 35. 
Sitzung des PUA V am 17.Juni 2026 die kurzfristige Ladung von Ministerpräsident Wüst, 
Ministerin Neubaur und Minister Liminski für den 23.Juni 2026 beschlossen. Die Ladung 
erfolgte sodann abweichend von den üblichen Fristen. 
 
Der Vorsitzende des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses V äußerte in der Sitzung 
den Eindruck, die Spitze der Landesregierung habe die regierungstragenden Fraktionen als 
Vehikel genutzt, um sich selbst in den Ausschuss einzuladen. Auf Nachfrage bestritten alle 
drei Zeugen jedoch eine vorherige Terminabstimmung mit den regierungstragenden 
Fraktionen und behaupteten, von dem Vernehmungstermin erst durch die Ladung des 
Ausschussvorsitzenden erfahren zu haben. Für die Vernehmung im Ausschuss seien Termine 
abgesagt beziehungsweise unter Vorbehalt gestellt worden. 
 
Die Änderung der Zeugenreihung und die kurzfristige Ladung der genannten Mitglieder der 
Landesregierung noch vor der sitzungsfreien Zeit werfen Fragen nach dem Zustandekommen 
dieser Terminierung auf. Hierbei drängt sich die Frage auf, ob die Verfügbarkeit der geladenen 
Mitglieder der Landesregierung bereits vor dem Beschluss Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss V vom 17. Juni 2026 geprüft, vorgemerkt oder mit den 
regierungstragenden Fraktionen erörtert worden war. 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Welche konkreten Termine hat der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 

Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei abgesagt oder absagen lassen 
beziehungsweise unter Vorbehalt gestellt oder stellen lassen, um dem 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss V am 23. Juni 2026 als Zeuge zur 
Verfügung zu stehen? (Bitte aufschlüsseln nach Uhrzeit, Art des Termins und 
Gesprächspartnern.) 
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2. An welchen Tagen wurden diese Termine durch die Staatskanzlei abgesagt 
beziehungsweise unter Vorbehalt gestellt? (Bitte für jeden Termin aufschlüsseln.) 

 
3. Hat vor dem 17. Juni 2026, 9.00 Uhr ein Austausch zwischen dem Minister für Bundes- 

und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei 
auf politischer Ebene oder mit den Mitarbeitern mit den Landtagsfraktionen von CDU 
und GRÜNEN bezüglich der terminlichen Verfügbarkeit des Ministers für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei am 
23. Juni 2026 stattgefunden? (Bitte auch aufführen, wenn dieser Austausch durch den 
Regierungssprecher, das persönliche Büro des Ministers oder anderen Beschäftigten 
der Staatskanzlei stattfand) 

 
4. Hat vor dem 17. Juni 2026, 9.00 Uhr ein Austausch zwischen dem Minister für Bundes- 

und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei 
auf politischer Ebene oder der Mitarbeiter mit den Landtagsfraktionen von CDU und 
GRÜNEN bezüglich der politischen Einschätzung einer möglichen Zeugenaussage des 
Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien und 
Chef der Staatskanzlei am 23. Juni 2026 stattgefunden? (Bitte auch aufführen, wenn 
dieser Austausch durch den Regierungssprecher, das persönliche Büro des Ministers 
oder anderen Beschäftigten der Staatskanzlei stattfand) 

 
5. Welche formellen oder informellen Kontakte und Gespräche bezüglich der 

bevorstehenden Zeugenaussage im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss V 
gab es zwischen dem Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales 
sowie Medien und Chef der Staatskanzlei zu Mitgliedern oder Beschäftigten der 
Landtagsfraktionen von CDU und GRÜNEN im Zeitraum vom 17. Juni 2026 um 9.00 Uhr 
bis zum 23. Juni 2026 um 14.00 Uhr? (Bitte auch die Kontakte zwischen dem 
Regierungssprecher, dem persönlichen Büro des Ministers oder anderen Beschäftigten 
der Staatskanzlei zu Mitgliedern oder Beschäftigten der Landtagsfraktionen von CDU 
und GRÜNEN in diesem Zeitraum mitteilen ) 

 
 
 
Dr. Werner Pfeil 


